
bestraft werden, weil sie einen schlechten Leumund 
hatte, dies der „örtlichen Männerwelt“ bekannt war und 
deshalb viele Männer ihre Bekanntschaft suchten. Aus 
diesem Grunde muß man sich gegen die Formulierung 
des Urteils wenden, daß das Verhalten (also das Ge­
samtverhalten der Angeklagten) außerordentlich stark 
an eine Aufforderung zur Unzucht grenze.

Ferner gibt die Formulierung zu Bedenken Anlaß, 
daß der Lebenswandel der Angeklagten in bezug auf 
ihre häufig wechselnden Männerbekanntschaften das 
Ärgernis zumindest der Hausbewohner erregte. Zu­
nächst ist dazu zu sagen, daß ein Ärgernis überhaupt 
nicht vorzuliegen braucht, weil es sich bei dem Tat­
bestand des § 361 Z i f f .  6 StGB — im Gegensatz zu § 183 
StGB — nicht um ein Erfolgsdelikt handelt; es genügt 
vielmehr, wenn die Aufforderung zur Unzucht in einer 
Weise geschieht, daß sie einzelne Bürger oder die All­
gemeinheit belästigen kann. Zum anderen ist es aber 
für die Erfüllung des Tatbestandes nicht ausreichend, 
wenn die Hausbewohner durch die bei der Angeklagten 
verkehrenden Männer belästigt wurden, so etwa durch 
Lärmen, Poltern usw., denn § 361 Z i f f .  6 StGB schützt 
ja nicht die öffentliche Ruhe vor irgendwelchen Störun­
gen. Sinn und Zweck der Z i f f .  6 ist es vielmehr, die 
Bürger unserer Republik davor zu schützen, daß sie von 
Personen, die auf die Ausübung der Unzucht ausgehen, 
auf der Straße öffentlich angesprochen und belästigt 
werden, daß sie in ihren moralischen Anschauungen 
durch das_ Verhalten solcher Personen in der Ö f f e n t ­
lichkeit verletzt werden.

Den Ausführungen des Urteils über die Stellung der 
Frau in unserem Arbeiter-und-Bauern-Staat ist zuzu­
stimmen. Lediglich die Bemerkung, daß man der Frau 
nicht verbieten könne, was dem Manne ungestraft ge­
stattet sei, läßt einen Irrtum erkennen. Es t r i f f t  zu, d a ß  
noch kein Gericht einen Mann deswegen verurteilt hat, 
weil er sich wöchentlich eine andere Freundin suchte 
und mit dieser verkehrte. Aber das Gesetz gibt auch 
keine Möglichkeit, eine Frau nur deshalb zu bestrafen, 
weil sie sich wöchentlich einen anderen Freund sucht 
und mit diesem verkehrt. Soweit das Gerichte bisher 
etwa getan haben, liegt das daran, daß sie das Gesetz 
falsch angewendet haben, daß sie die Umstände 
nicht berücksichtigt haben, die oben dargelegt wurden. 
Im übrigen kann natürlich, wenn die im Tatbestand 
des § 361 Z i f f .  6 StGB beschriebenen Merkmale erfüllt 
sind, auch ein Mann Täter sein.

Es muß betont werden, daß wir selbstverständlich ein 
solches Verhalten, wie es der häufige Partnerwechsel 
darstellt, sowohl bei Männern wie bei Frauen nicht bil­
ligen können, weil es den moralischen Anschauungen 
der Werktätigen widerspricht. Man darf aber die 
Überwindung von solchen Moralauffassungen der bür­
gerlichen Gesellschaft nicht verwechseln mit der Be­
kämpfung von Handlungen, die durch das Gesetz für 
strafbar erklärt sind. Die gewerbsmäßige wie die nicht­
gewerbsmäßige Unzucht werden nur dann verschwin­
den, wenn sich das Bewußtsein unserer Menschen auf 
Grund der veränderten gesellschaftlichen Verhältnisse 
so entwickelt hat, daß die moralische Verwerflichkeit 
solcher Handlungen von jedem Bürger erkannt und ver­
urteilt wird.

Bei der richtigen Anwendung des § 361 Z i f f .  6 StGB 
muß also immer davon ausgegangen werden, ob die 
betreffende Person in der Öffentlichkeit auffällig oder 
in einer den einzelnen oder die Allgemeinheit belästi­
genden Weise zur Unzucht aufgefordert oder sich ange- 
boten hat. Es ist selbstverständlich, daß alle diese Merk­
male auch nachgewiesen werden müssen, ehe eine Ver­
urteilung nach § 361 Z i f f .  6 StGB erfolgen kann.

Harry C r e u z b u r g ,  
wiss. Assistent am Institut für Strafrecht 

der Humboldt-Universität Berlin

§ 268 StPO; § 992 BGB.
Uber die Anwendung des § 992 BGB im zivilrecht­

lichen Anschlußverfabren.
BG Karl-Marx-Stadt, Urt. vom 11. November 1955

— 2 NDs 444/55.
Der Angeklagte T. 1st Inhaber eines Textilwaren-Einzel- 

handelsgeschäfts. Er bezog in der Zeit von September 1954 bis 
April 1955 in mehreren Sendungen etwa 1500 Herrenhemden
— entgegen den wirtschaftlichen Bestimmungen — von den

beiden Mitangeklagten. Diese Waren stammten nicht aus 
Überhangbeständen der Firma P., bei der die Mitangeklagten 
beschäftigt waren — wie diese T. erklärten —, sondern waren 
von ihnen bei dieser Firma entwendet worden.

Das Kreisgericht stellte fest, daß der Angeklagte T. nicht 
gewußt hat, daß die Hemden Diebesgut waren. Zwar wußte 
er, daß der Verkauf und die Barzahlungen entgegen dem 
ordnungsgemäßen Wirtschaftsablauf erfolgten, glaubte jedoch, 
daß es sich um Überhangware handelte. Deshalb entfalle für 
den Angeklagten T. eine Schadensersatzpflicht aus unerlaub­
ter Handlung. Gern. § 935 BGB gehe aber das Eigentum an 
gestohlenen Sachen nicht unter, und wenn T. unberechtigt über 
diese Hemden verfügt und sie verkauft habe, so sei er des­
halb wegen ungerechtfertigter Bereicherung gern. §§ 812, 816 
BGB zum Schadensersatz verpflichtet.

Durch Urteil des Kreisgerichts vom 30. September 1955 wurde 
der Angeklagte T. wegen Beiseiteschaflens von Erzeugnissen 
gem. § 1 Abs. 1 Ziff. 3 WStVO zu einer Gefängnis- und Geld­
strafe und dem Grunde nach zum Schadensersatz an die Firma 
P. verurteilt.

Der Angeklagte T. hat gegen dieses Urteil, u. a. auch gegen 
die Verurteilung zur Leistung von Schadensersatz, Berufung 
eingelegt. Die Berufung ist begründet.

Aus den G r ü n d e n :
Der durch ein Verbrechen Verletzte kann gern. § 268 

StPO bis zur Eröffnung des Hauptverfahrens bean­
tragen, daß der Angeklagte zum Ersatz des entstan­
denen Schadens verurteilt wird. Im Rahmen des Straf­
verfahrens ist also nur eine Verurteilung zu Schadens­
ersatz auf Grund einer vorsätzlich oder fahrlässig be­
gangenen Straftat, durch die der Schaden herbei­
geführt wurde, möglich. Das Kreisgericht hat auch zu­
treffend die Schadensersatzpflicht aus unerlaubter 
Handlung gern. § 823 BGB verneint, da der Angeklagte
T. keine Kenntnis hatte, daß die Hemden gestohlen 
worden waren, bejahte diese aber aus Gründen der 
ungerechtfertigten Bereicherung. Die Rechtsfolge einer 
ungerechtfertigten Bereicherung ist jedoch keine 
Schadensersatzpflicht. Deshalb ist im Verfahren nach 
§ 268 StPO für eine Verurteilung wegen ungerecht­
fertigter Bereicherung kein Raum.

Weiterhin war die Anwendbarkeit des § 992 BGB 
zu prüfen, wonach derjenige, der sich durch verbotene 
Eigenmacht oder durch eine strafbare Handlung den 
Besitz verschafft hat, gegenüber dem Eigentümer nach 
den Vorschriften über den Schadensersatz wegen un­
erlaubter Handlung haftet. Es trifft zwar zu, daß die 
Besitzerlangung der Hemden eine strafbare Handlung 
darstellt, diese richtet sich aber nicht gegen das Ob­
jekt des Privateigentums, sondern das der Wirtschafts­
ordnung. Die Schadensersatzpflicht setzt ein Ver­
schulden des Verpflichteten gegenüber dem Geschä­
digten voraus. Dieses Prinzip wird auch durch die Be­
stimmung des § 992 BGB nicht durchbrochen. Das er­
gibt sich sowohl aus dem Inhalt dieses Paragraphen 
als auch aus seiner Stellung in der Rechtssystematik 
des BGB. Somit kann § 992 BGB nur dann Anwendung 
finden, wenn Strafbestimmungen verletzt werden, die 
sich gegen die rechtswidrige Besitzverschaffung rich­
ten und unmittelbar dem Schutz des Eigentümers die­
nen. Der Angeklagte T. hat durch das von ihm be­
gangene Verbrechen die Durchführung der Wirtschafts­
planung und die Versorgung der Bevölkerung gefähr­
det und damit die Wirtschaftsordnung der Deutschen 
Demokratischen Republik angegriffen. Er hat jedoch 
nicht schuldhaft das Eigentum der Firma P. verletzt, 
denn er wußte nicht, daß die Hemden gestohlen waren, 
sondern glaubte, es handele sich um Warenüberhänge. 
Voraussetzung für die Anwendung des § 992 BGB ist 
ein Angriff auf das Objekt des sozialistischen Eigen­
tums oder des persönlichen und privaten Eigentums. 
Das ist jedoch vorliegend nicht der Fall, so daß § 992 
BGB nicht angewendet werden kann.

Die Verurteilung des Angeklagten T. zu Schadens­
ersatz dem Grunde nach gegenüber der Firma P. er­
folgte deshalb zu Unrecht und war auf die Berufung 
hin aufzuheben.

Zivilrecht und Familienrecht
Art. 7, 30 Verfassung.
Kann der Anspruch der Ehefrau auf Beteiligung an 

dem gemeinsam während der Ehe erworbenen Vermö­
gen bereits bei bestehender Ehe geltend gemacht wer­
den?

KrG Pößneck, Urt. vom 23. November 1954 — 2 C
229/54.
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